
INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN 

Tenor 

1. Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus Ar t 16 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame 
Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im 
Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung 
von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 
verstoßen, dass es keine Sanktionen für Verstöße gegen diese Verordnung 
festgelegt hat. 

2. Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 19, April 2007 — 
Kommission/Italien 

(Rechtssache C-313/06) 

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 2004/26/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 zur Änderung der Richtlinie 97/68/EG 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden 

Partikeln aus Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Geräte — Nicht 
fristgerechte Umsetzung" 

Vertragsverletzungsverfahren — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof— 
Maßgebende Lage — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme gesetzten Frist (Art 226 EG) (vgl Randnr. 6) 
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INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter Erlass der Vor­
schriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie 2004/26/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 zur Änderung der Richtlinie 97/68/EG 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden 
Partikeln aus Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Geräte (ABL L 146, 
S. 1) nachzukommen 

Tenor 

1. Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus der 
Richtlinie 2004/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. April 2004 zur Änderung der Richtlinie 97/68/EG zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden 
Partikeln aus Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Geräte 
verstoßen, dass sie nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen 
hat, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. 

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten. 

Beschluss des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 20, April 2007 — 
TEA-CEGOS und STG/Kommission 

(Rechtssache C-189/06 P) 

„Rechtsmittel — Öffentliche Dienstleistungsaufträge — Ausschreibung eines 
Mehrfach-Rahmenvertrags betreffend technische Unterstützung in Form kurz­

fristiger Expertenleistungen zugunsten von Drittländern — Ablehnung des Ange­
bots der Rechtsmittelführerinnen — Offensichtlich unbegründetes Rechtsmittel" 
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